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• Markt, Marktformen und Wettbewerb 

 wichtige Punkte bei der Analyse von Märkten und Marktformen sind 

 ⇒ Anzahl Marktteilnehmer  

   damit zusammenhängend: die Größe der einzelnen Marktanteile 

  ⇒ Unterscheidung nach homogenen und heterogenen Märkten1 

   ein Markt kann aus sachlichen, räumlichen oder zeitlichen Gründen heterogen sein 

  ⇒ Marktzugänglichkeit 

   ist es leicht, in den Markt einzutreten? 

   z.B. gibt es am Strommarkt viele Anbieter, die aber alle bei den wenigen 

   großen „Stromherstellern“ einkaufen müssen 

  ⇒ Marktphase, in der sich ein Markt gerade befindet, also  

   Expansion mit steigender Nachfrage 

   Saturierungsbeginn 

   Rückläufige Nachfrage 

  Wettbewerb gliedert sich in 

 ⇒ Wettbewerbsfunktionen 

  zu unterscheiden sind: 

   statische Aufgaben des Wettbewerbs, die dem Erhalt und der Wiederherstellung  

   des Markt-Geichgewichts dienen, wie die Anpassung der Produktion/ des  

   Angebots an die Marktnachfrage und die Sicherstellung einer optimalen  

   Faktorkombination resp. Faktorallokation2; zudem ist die leistungs- und  

   produktivitätsentsprechende Vergütung der Produktionsfaktoren für die  

   erbrachte Faktorleistung zu erreichen 

   dynamische Aufgaben des Wettbewerbs, die das Gleichgewicht stören sollen – 

   die Herbeiführung durch Innovationen geschieht durch Anreizsicherung und wird  

   mit flankierenden, investitionssichernden Maßnahmen wie Patenten3 gefördert 

  vgl. auch das Gesetz gg. Wettbewerbsbeschränkungen4 

                                                      
1  Um einen Markt als homogen bezeichnen zu können, müssen folgende Kriterien erfüllt sein: 

⇒ keine sachlichen Präferenzen: die Nachfrager präferieren kein Gut, da alle auf dem Markt angebotenen Güter gleichartig in ihrer  
 stofflichen Zusammensetzung und Funktionalität sind 
⇒ keine räumlichen Präferenzen: das angebotene Gut steht für alle Marktteilnehmer am gleichen Ort zur Verfügung. Man spricht  
 deshalb auch vom ,Punktmarkt` 
⇒ keine zeitlichen Präferenzen: das Gut muss von allen Anbietern für alle Nachfrager zur gleichen Zeit zur Verfügung gestellt  
 werden 
⇒ keine persönlichen Präferenzen: die Nachfrager bevorzugen keinen bestimmten Anbieter; sie werden von jedem Anbieter  
 gleich gut bedient 
Existieren auf einem Markt Präferenzen, handelt es sich um einen heterogenen Markt. In der Realität überwiegen die heterogenen 
Märkte. Das Produkt kann zwar homogen sein, aber in den wenigsten Fällen befinden sich die Güter alle am gleichen Ort oder werden 
zur gleichen Zeit von allen Anbietern angeboten.       [unister.de] 

2  Eine Fehlallokation fand z.B. bei der Förderung des Steinkohleabbaus statt, die nur mit stattlicher Förderung durchführbar war. Dem 
Ende der Subvention hat gerade heute der Bundesrat zugestimmt: „Der Bundesrat hat das Ende der mit Milliardensummen subventio-
nierten Steinkohle-Förderung in Deutschland im Jahre 2018 besiegelt. Die Vertretung der Länder ließ das vom Bundestag dazu beschlos-
sene Gesetz ohne Einwände passieren. Die deutsche Steinkohle ist auf dem Weltmarkt seit langem nicht mehr wettbewerbsfähig. Zudem 
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  ⇒ Wettbewerbspolitik 

  auch aktuelle Bezüge herstellen, – so ist der  

  Strommarkt in Bewegung, es soll ein Gesetz  

  verabschiedet werden, das dem Kartellamt  

  mehr Möglichkeiten gibt5 Wettbewerbspolitik  

  gliedert sich in Ordnungs-, Stabilitäts- und  

  Strukturpolitik. 

   In die Wettbewerbspolitik fällt zunächst die Entscheidung für eine Wirtschaftsordnung,  

  danach hat sie die zugrunde liegende Ordnung zu erhalten. Das geschieht dann innerhalb  

  der Wettbewerbsordnung. 

   Die Stabilitätspolitik fußt wesentlich auf den Vorgaben durch das Stabilitätsgesetz und muss 

  für Geldwertstabilität sorgen, einen hohen Beschäftigungsstand fördern, angemessenes und 

  stetiges Wachstum erreichen sowie ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht anstreben, was  

  in der Praxis als ausgeglichene Zahlungsbilanz verstanden wird (derzeit hat die BRD eine 

  positive Handelsbilanz, negative einseitige Übertragungen und eine negative DL-Bilanz). 

  Träger der Stabilitätspolitik ist wesentlich der Staat mit seiner Fiskal-(Haushalts-)Politik; sie 

  gliedert sich in die Ausgaben- (konsumptive und investive6 Ausgaben) und Einnahmen- 

  (Steuereinnahmen und Verschuldung) Politik 

                                                                                                                                                        
billigte der Bundesrat die umstrittene Vorratsspeicherung aller Telekommunikationsdaten für ein halbes Jahr.“  
           [Deutsche Welle, 30.11.2007] 

3  es gibt Branchen, die regelmäßig durch Innovationen Schübe erhalten und deren Marktteilnehmer ohne entsprechende Sicherstellung 
von Entwicklungspotential geringe Marktchancen haben, z.B. in der Pharmaindustrie 

4  wichtige Aussagen zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Auszug): 
§ 1 GWB [Verbot wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen] 
Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, 
die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, sind verboten. 
§ 2 GWB [Freigestellte Vereinbarungen] 
(1) Vom Verbot des § 1 freigestellt sind Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen oder auf-
einander abgestimmte Verhaltensweisen, die unter angemessener Beteiligung der Verbraucher an dem entstehenden Gewinn zur Ver-
besserung der Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne 
dass den beteiligten Unternehmen  
1. Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele nicht unerlässlich sind, oder 
2. Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschalten. 
(2) Bei der Anwendung von Absatz 1 gelten die Verordnungen des Rates oder der Kommission der Europäischen Gemeinschaft über die 
Anwendung von Artikel 81 Abs. 3 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft auf bestimmte Gruppen von Verein-
barungen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen (Gruppenfreistellungsver-
ordnungen) entsprechend. Dies gilt auch, soweit die dort genannten Vereinbarungen, Beschlüsse und Verhaltensweisen nicht geeignet 
sind, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft zu beeinträchtigen. 
§ 3 GWB [Mittelstandskartelle] 
(1) Vereinbarungen zwischen miteinander im Wettbewerb stehenden Unternehmen und Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen, 
die die Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge durch zwischenbetriebliche Zusammenarbeit zum Gegenstand haben, erfüllen die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1, wenn 
1. dadurch der Wettbewerb auf dem Markt nicht wesentlich beeinträchtigt wird und  
2. die Vereinbarung oder der Beschluss dazu dient, die Wettbewerbsfähigkeit kleiner oder mittlerer Unternehmen zu verbessern. 
(2) Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen haben, sofern nicht die Voraussetzungen nach Artikel 81 Abs. 1 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft erfüllt sind, auf Antrag einen Anspruch auf eine Entscheidung nach § 32c, wenn sie ein erheb-
liches rechtliches oder wirtschaftliches Interesse an einer solchen Entscheidung darlegen. Diese Regelung tritt am 30. Juni 2009 außer 
Kraft. 

5  Das Bundeskartellamt will die Möglichkeiten des neuen Kartellrechts rigoros nutzen und systematisch gegen zu hohe Strom- und Gas-
preise vorgehen. „Wenn uns der Gesetzgeber ein schärferes Instrument an die Hand gibt, dann wollen wir damit nicht einfach nur 
drohen, sondern es auch anwenden“, sagte Kartellamtspräsident Bernhard Heitzer dem Handelsblatt (HB/Montagausgabe). Das Ende 
vergangener Woche vom Bundestag beschlossene Gesetz ermöglicht den Kartellbehörden eine strenge Preiskontrolle. 
Erst vor kurzem waren Stromanbieter durch die Ankündigung von Preiserhöhungen in die Kritik geraten. Die Unternehmen hatten dies 
mit gestiegenen Beschaffungskosten und dem Ausbau der erneuerbaren Energien begründet. Dies kann der Kartellamtspräsident nicht 
nachvollziehen: „Nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch aus Fachkreisen heraus sind erhebliche Zweifel an der Tragfähigkeit dieser 
Begründungen erhoben worden. Plausibel erscheinen sie uns jedenfalls auch nicht.“ 
Spätestens bei der nächsten geplanten Preisrunde dürften damit die Stromriesen die schärferen Instrumente des Kartellrechts zu spüren 
bekommen. Denn das neue Gesetz hat die Beweislast umgekehrt: Die Unternehmen müssen gegenüber den Kartellwächtern ihre Kalku-
lation offenlegen. Bislang musste den Anbietern ein Missbrauch in langwierigen Verfahren nachgewiesen werden. 
Heitzer wies Vorwürfe zurück, die Verschärfung des Kartellrechts komme einer staatlichen Preiskontrolle gleich. „Davon kann nun wirk-
lich nicht die Rede sein. Das Instrument der Preismissbrauchskontrolle ist für eine flächendeckende Preiskontrolle weder gedacht noch 
geeignet. Es werden Ausreißer erfasst, bei denen der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung belegt werden kann“, sagte er. 
Eine Zerschlagung der Energiekonzerne hält Heitzer zwar grundsätzlich für die „sauberste Lösung“, um den Wettbewerb zu stärken. Die 
eigentumsrechtliche Trennung von Netz und Vertrieb werfe jedoch in der Praxis eine Reihe von verfassungsrechtlichen Fragen auf, die 
langjährige juristische Auseinandersetzungen nach sich ziehen würden. „Damit wäre dem Wettbewerb wohl auch nicht gedient“, sagte 
Heitzer. Eine eigentumsrechtliche Entflechtung könne daher nur Ultima Ratio sein.   [verivox.de/ dpa-Meldung, 19.11.2007] 

6  die Quote der investiven Ausgaben ist seit Jahren zu niedrig 
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• Konjunktur, Wachstum und Beschäftigung7 

Während Konjunktur eher mittelfristig (ein Zyklus besteht häufig aus etwa 5 Jahren Aufschwung und 

3 Jahren Abschwung) betrachtet wird, kann Wachstum sinnvoll nur längerfristig eingeordnet werden. 

 Konjunktur sollte als Begriff erklärt und damit zusammenhängende Sachverhalte dargestellt  

 werden können, insbesondere 

 ⇒ Konjunktur-Zyklen (Aufschwung, Hochphase, Abschwung, Tiefstandphase) sind unter- 

  teilbar in Mengenkonjunktur, während der im Aufschwung die Nachfrage und das Angebot  

  bei stabilen Preisen steigen sowie die Preiskonjunktur, die im Anschluss zur Mengen- 

  konjunktur durch Preissteigerungstendenzen während der Boomphase gekennzeichnet ist 

   zunehmend sind die konjunkturellen Abläufe im Zusammenhang der Weltwirtschaft zu  

   sehen, wie z.B. die Preissteigerungen im Lebensmittelsektor (insb. Milch) 

  Wachstum wird allgemein als Steigerung des BIP im Betrachtungszeitraum verstanden 

 ⇒ bricht man das BIP auf das Volkseinkommen VE herunter,  

  kann man das Pro-Kopf-Einkommen PKE bestimmen   
ungkerBevöl

VE
PKE =  

   das Volkseinkommen errechnet sich, indem das BIP um  

  die Abschreibung AS vermindert wird; Abschreibungen  ASBIPVE −=  

  sind dabei die Ersatzinvestitionen, die der Substanzerhaltung 

  dienen und deshalb in den Unternehmen verbleiben 

   Während der Abschwungphase gibt es zumindest ein geringeres Wachstum, es kann aber 

  sogar zu Minuswachstum kommen. 

   Zudem wird eine Steigerung der Produktivität als Wachstum betrachtet. Das Ausmaß 

  der Erhöhungen wird an Produktivitätsziffern fest- 

  gemacht. Dabei bestimmt sich die durchschnittliche 

  Arbeitsproduktivität AP als Quotient aus dem     
Stunden

BIP
AP Ø =  

  (realen8) BIP und der Summe aller geleisteten  

  Arbeitsstunden.  

  Entsprechend meint Kapitalproduktivität KP den    
KS
BIP

KP Ø =  

  Quotienten aus BIP und Kapitalstock9 KS. 

  Gerade für die langfristige Betrachtung von Wachstum ist die Entwicklung des Produktions- 

  potentials PP, die bei weitgehender Auslastung aller vorhandenen Kapazitäten zu  

  erreichende Produktivität, relevant. Dabei ist die Output-(Produktivitäts-)Lücke die  

  Differenz zwischen dem BIP und dem PP.10 

  ⇒ positive Eigenschaften von Wachstum sind 

   die Förderung von Beschäftigung 

   die Erleichterung von strukturellen Anpassungen 

                                                      
7  in diesem Zusammenhang wird mit sinkender Wichtigkeit auch von Stabilitätspolitik, Wettbewerbspolitik sowie Strukturpolitik zu reden 

sein 
8  das reale BIP ist das um die Inflation bereinigte nominelle BIP 
9  „Der Kapitalstock ist der Zeitwert der in der Vergangenheit durchgeführten Investitionen.“ [Willecke] 

Kapitalstock meint den Bestand an produzierten Produktionsmitteln einer Volkswirtschaft (z. B. Maschinen, betrieblich genutzte 
Gebäude), in der amtlichen Statistik das jahresdurchschnittliche Bruttoanlagevermögen. [Meyers online] 

10  Üblicherweise gilt BIP > PP. Betrachtet man aber die Wachstumsraten, so zeigen sich im Laufe einiger Jahre doch erhebliche 
Schwankungen, in deren Rahmen dann öfter auch die Steigerung des Produktionspotentials diejenige des BIP übersteigt und vice versa. 
So gilt in einer Aufschwungphase üblicherweise ∆BIP > ∆PP, da sich das Wachstum aus zwei Quellen speist: den vorhandenen Fertigungs-
kapazitäten, die noch nicht ausgelastet sind, sowie zusätzliche Kapazitäten, die aufgebaut werden. Derzeit entsprechen die beiden 
Größen einander ∆BIP ~ ∆PP, während für 2008 mit einer Umkehr ∆PP > ∆BIP zu rechnen ist. 
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  ⇒ Wachstum ist als Bestandteil der Stabilitätspolitik und Stabilitätspolitik ihrerseits 

  ist in ihren Aspekten zu erklären: 

   die – sechs – Ziele der Stabilitätspolitik ergeben sich aus dem Stabilitätsgesetz  

   (Preisstabilität [Geldwertstabilität], hoher Beschäftigungsgrad, außenwirtschaftliches  

   Gleichgewicht, stetiges und angemessenes Wachstum) sowie dem EUV, in dem die EU 

   die beiden Ziele Umweltschutz und soziale Einkommensverteilung zusätzlich festlegt hat 

    Die für die Stabilitätspolitik definierten Ziele sind für die Staaten nicht hierarchisch 

   geordnet, alle Ziele sind gleichzeitig anzustreben; die EZB als ein Träger der  

   Stabilitätspolitik aber hat als erstes Ziel die Geldwertstabilität und kann bei fehlender  

   Gefährdung der Zielerreichung die anderen Ziele zusätzlich unterstützen. 

    Die Ziele sind im Gesetz nicht konkret formuliert, sie sind nicht operationalisiert; 

   die Konkretisierung wurde im Rahmen politisch-volkswirtschaftlicher Meinungs- 

   bildungsprozesse durchgeführt und mehrfach angepasst11 

    Den durch das Stabilitätsgesetz festgelegten Zielen werden manchmal inhärente Ziel- 

   konflikte unterstellt, die aber nicht existieren (müssen). Aufgabe der Wirtschafts- 

   politik ist eine zielkonfliktfreie Konstellation;  

   das Standardbeispiel für einen Zielkonflikt ist  

   der (nur scheinbar existierende) Ausschluss  

   hohen Beschäftigungsgrades und geringer  

   Inflation, wie er durch die (alte) Philipskurve  

   aufgezeigt wird. 

         Tatsächlich geht man heute davon aus, 

        dass diese Kurve nur bei sehr kurzen 

        Betrachtungszeiträumen gilt, also z.B.  

        in der zeitlichen Nähe erheblicher  

        wirtschaftlicher Störungen, nach deren 

        Auftreten die Wirtschaft noch nicht an  

        die Situation angepasst ist. Bei länger- 

        fristigen Betrachtungen aber ist die  

        Philips-Kurve eine Parallele zur Inflation. 

    Träger der Stabilitätspolitik sind der Staat mit seiner Fiskal-(Haushalts-)Politik, 

   die EZB (und die zentralen Notenbanken) sowie die Arbeitsmarktparteien 

   (Gewerkschaften, Arbeitgeber-Verbände), deren Rolle12 oft unterschätzt wird 

    Im Moment bestehen inflationäre Tendenzen (etwa 2,5% Inflationsrate), sodass 

   die Gefahr entsteht, Gewerkschaften könnten den Versuch unternehmen, das 

   Realeinkommen anzukurbeln (meint: statt nur eine nominelle Lohnerhöhung  

   zu fordern, reale Steigerungen zu argumentieren) – durch „nicht-maßvolle“13 

   Steigerungen aber würde die Preis-/Lohnspirale angeheizt. 

                                                      
11  üblicherweise werden Geldwertstabilität über eine Inflationsrate (genauer: HVPI) ≤ 2%, angemessenes Wachstum als eine die Erreichung 

der anderen Ziele unterstützende Steigerung des BIP, hoher Beschäftigungsgrad durch die nat. AL-Quote und außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht als ausgeglichene Zahlungsbilanz definiert 

12  die Einwirkung der Arbeitsmarktparteien sind nur zum Teil direkt wirksam, allerdings haben sie erheblichen Einfluss auf die 
legitimierten Träger 

13  die Löhne sollten nicht stärker steigen als die Produktivität 
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    Falls sich aktuell die Inflationserwartungen nicht durchsetzen, kommt es zum 

   Abschwung der Preisauftriebsrate, aber: wenn weitere Kostentreiber14 kommen 

   steigt die Inflation trotzdem (über 2,5%). Dann kann Stagflation15 die Folge sein, 

   weil die EZB das Geld verteuern muss und steigender Kostendruck nicht ausge- 

   glichen werden kann. 

    Instrumente der Stabilitätspolitik16 

   Ein wesentliches Instrument ist die Geldschöpfung17. Dazu wird in der ersten Stufe 

   den Geschäftsbanken seitens der EZB (ZB-)Geld zur Verfügung gestellt. In der 

   zweiten Stufe stellen die GB den Haushalten und Firmen (Giral-18)Geld zur Verfügung. 

    Es kommt manchmal zu Überinvestitionen19. Aktuell kam es z.B. durch vielfachen  

   Ankauf von Forderungsbündeln, deren zugrunde liegende Kredite not leidend  

   wurden, zur Immobilienkrise. 

  ⇒ Multiplikator- und Akzelerator 

  das Modell des Multiplikatorprozesses geht auf Keynes zurück, der Akzeleratorprozess stellt  

  demgegenüber eine Erweiterung dar und wurde erst von Keynes-Anhängern entwickelt;  

  beide beschreiben die Wirkungen eines Impulses und seiner induzierten Folgen 

   beim Multiplikator geht man von einem autonomen Impuls (z.B. Investition) aus, der  

   über eine Wirkungskette20 zu zusätzlichem, induziertem Konsum führt; die Stärke der 

   Wirkung des Multiplikator’s ist dabei reziprok zur Sparneigung 

   der Akzelerator21 beschreibt die Wirkungskette22 ausgehend vom Impuls gesteigerten  

   Konsums, der auf dem Multiplikatoreffekt fußt; er endet bei induzierter Investition 

  ⇒ eigene Meinung zur aktuellen Lage darstellen 

   z.B. ist die EZB derzeit in einem Dilemma 

   man geht davon aus, dass in wenigen Wochen bereits in den USA und im Laufe  

   des nächsten Jahres auch in Europa eine Senkung des Leitzinses erfolgen wird 

   der Anstieg des Geldverkehr im Interbankengeldmarkt deutet auf ein starkes 

   Misstrauen der Banken ggü. privaten Kreditnehmern hin 

                                                      
14  derzeit schon Energie und teilweise Rohstoffe, aber auch manche Lebensmittel 
15  Stagflation ist eine Wortneuschöpfung, die sich aus den Begriffen Stagnation und Inflation zusammensetzt und die für wirtschaftliche Still-

stands- oder Rezessionsphasen verwendet wird, in denen (entgegen der sonst üblichen Erwartung) die Preise steigen. Als Ursache für 
dieses Phänomen gelten z.B. die staatliche (häufig inflationsfördernde) Konjunkturpolitik, die Existenz von Monopolen und Oligopolen, 
die auf Nachfragerückgang mit Preiserhöhung reagieren, und die gewerkschaftliche Durchsetzung von Lohnerhöhungen trotz einge-
schränkter Arbeitskräftenachfrage.        [Bundeszentrale für politische Bildung] 

16  Wichtigste Instrumente der Strukturpolitik sind neben Infrastrukturmaßnahmen Subventionen (Finanzhilfen und Steuerermäßigungen) an 
Unternehmen. Die sektorale Wirtschaftsstruktur kann außerdem durch Protektionismus (Zölle, Einfuhrkontingente, Selbstbeschränkungs-
abkommen oder administrative Handelsbeschränkungen) beeinflusst werden. Träger der Strukturpolitik sind vor allem der Bund, dane-
ben die Länder, zunehmend auch die EU. Die Gemeinden fördern die Gewerbeansiedlungen außer durch Infrastrukturmaßnahmen durch 
das Anbieten und Erschließen verbilligter Grundstücke in beträchtlichem, wenn auch schwer quantifizierbarem Maße. 
           [Bundeszentrale für politische Bildung] 

17  „Geld entsteht durch Kreditgewährung, durch Rückführung verschwindet das Geld.“  [Willeke] 
18 So wichtig Münzen und Geldscheine für den wirtschaftlichen Alltag sind, so bildet Bargeld doch nur den kleineren Teil des Geldumlaufs 

zu Zahlungszwecken. Von Konto zu Konto lassen sich größere Zahlungen bequemer und sicherer vornehmen als mit Bargeld. Das wussten 
schon die Kaufleute und Händler des Mittelalters. Vor allem in der Lombardei, in Oberitalien, entwickelten die Geldwechsler so etwas wie 
ein Bankensystem. Deshalb sind heute noch zahlreiche Fachausdrücke des Geldwesens italienischen Ursprungs. Das „unsichtbare“ Geld 
wird in einer Art Kreislauf von Bankkonto zu Bankkonto weitergegeben, weshalb es als Giralgeld (aus dem italienischen: giro = der 
Kreis) bezeichnet wird. Häufig spricht man auch von Buchgeld, weil es nur in den Büchern der Banken erscheint. Mittlerweile erfolgt 
diese Aufzeichnung überwiegend in elektronischen Dateien. Dabei handelt es sich vor allem um täglich fällige Einlagen (Sichteinlagen) 
von Wirtschaftsunternehmen, öffentlichen Kassen oder Privatleuten.    [Bundesbank] 

19  Überinvestitionen („Blasen“) stellen einen erhöhten Geldfluß in einen Bereich dar, der die Renditeaussichten nurmehr für einen Teil des 
Zuflusses sichern kann. Es gibt sogar eine „Überinvestitionstheorie“ (Wicksel, geb. 1851, von Hayek, geb. 1899), wonach der Keim des 
Abschwungs  im Konjunkturzyklus bereits im kreditfinanzierten Aufschwung liege, der notwendigerweise zur Überinvestition führe. 

20  Multiplikator: autonomer Impuls    gesteigerte Produktion    mehr Beschäftigung    größeres Einkommen    induzierter (höherer) 
Konsum 

21  der Akzeleratorprozess kann erst einsetzen, wenn die Überkapazitäten während (resp. zum Ende) eines Aufschwungs zur Neige gehen 
22  Akzelerator: induzierter (höherer) Konsum    Engpässe in der Produktion    höhere Investitionen 
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• Wirtschaftpolitik bezeichnet die Einflussnahme23 des Staates auf das Wirtschaftsgeschehen, mit 

Geldpolitik24 ist die Beeinflussung der Wirtschaft durch Steuerung des verfügbaren Geldes gemeint25, 

ihr Träger ist die EZB. 

• Arbeitslosigkeit 

 Typen von Arbeitslosigkeit 

 die unterschiedlichen Gruppen von Arten der AL ergeben sich aus verschiedenen  

 volkswirtschaftlichen Perspektiven 

 ⇒ Ursachen der AL; Gliederung der AL nach klassischer und keynesianischer AL 

 ⇒ die Sockel-AL hat wesentlich strukturelle Gründe 

 ⇒ die natürliche AL-Quote hat mit der Auflösung des magischen Vierecks zu tun 

 ⇒ die unvermeidliche Arbeitslosigkeit setzt sich aus der Bodensatz-AL, der 

  saisonalen AL sowie der Such-AL26 zusammen 

• nach der Veranstaltung eingeforderte, aber nicht erklärte, zusätzliche Themen für die mündliche Prüfung 

sollen sein: 

 Inflation (Wesen, Arten) 

 ⇒ vgl. Repetitorium v. 3.9.2007 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                      
23  auch durch die EZB und andere Organe der EU (Rat, Parlament, ...), die speziell in der Wettbewerbspolitik viele Anstöße in die Länder 

gaben 
24  „Der EZB-Rat bestimmt die Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet. Am Tisch sitzen die sechs Mitglieder des EZB-Direktoriums und die zur-

zeit 13 Präsidenten der nationalen Zentralbanken der Mitgliedsländer. ... Bis Ende 1998 hatte in Deutschland die Bundesbank dafür zu 
sorgen, dass der Wert des Geldes erhalten blieb. Ihr hatte der Gesetzgeber die Aufgabe übertragen, mit Hilfe ihrer währungspolitischen 
Befugnisse den Geldumlauf und die Kreditversorgung der Wirtschaft zu regeln mit dem Ziel, die Währung zu sichern. Mit der Einführung 
des Euro ging diese Aufgabe auf das Eurosystem über, das aus der Europäischen Zentralbank (EZB) in Frankfurt und den Zentralbanken 
der Länder besteht, die den Euro als gemeinsame Währung eingeführt haben. Das vorrangige Ziel des Eurosystems ist nach dem Maast-
richter Vertrag, die Preisstabilität zu gewährleisten. Soweit es ohne Beeinträchtigung des Zieles der Preisstabilität möglich ist, unterstützt 
das Eurosystem die allgemeine Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft. Es ist damit eindeutig wie die Deutsche Bundesbank auf das 
Hauptziel der Geldwertstabilität verpflichtet.“       [Bundesbank] 

25  In den letzten Jahren ist die Geldmenge zu stark angewachsen; so sollte M3 für gewöhnlich jährlich um etwa 4% steigen, derzeit aber 
stieg sie – auch der Reaktionen gegen die Immobilienkrise wegen – um mehr als 11%. 

26  Summe aus Fluktuationsarbeitslosigkeit und ihrem „bösen Bruder“, der Friktionsarbeitslosigkeit 
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 Wettbewerbspolitik (Kartelle, abgestimmtes Verhalten, Marktbeherrschung und Fusionskontrolle) 

 ⇒ vgl. Repetitorium v. 3./ 4.9.2007 sowie Übung v. 16.1.2006 
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